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I. RECHTSGRUNDLAGEN  
 
- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), 

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 

- Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) in der Fassung vom 24.11.1998 (GVBl. 1998, S. 365), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.12.2022 (GVBl. S. 403) 

- Planzeichenverordnung (PlanzV – Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die 
Darstellung des Planinhalts) vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBl. I S. 1802) 

- Bundesnaturschutzgesetz (Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege – BNatSchG) vom 
29.07.2009 (BGBl. 2009 I S. 2542), zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.12.2022 (BGBl. I S. 
2240) 

- Landesnaturschutzgesetz (Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft – 
LNatSchG) vom 06.10.2015 (GVBl. 2015, S. 283f.), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
26.06.2020 (GVBl. S. 287) 

- Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG – Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderun-
gen und zur Sanierung von Altlasten) vom 17.03.1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Art. 7 
des Gesetzes vom 25.02.2021 (BGBl. I S. 306) 

- Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) vom 25.07.2005 (GVBl. S. 302), zuletzt geändert durch Art. 
5 des Gesetzes vom 26.06.2020 (GVBl. S. 287) 

- Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBl. S. 543) 

- Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG - Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 19.10.2022 (BGBl. I S. 1792) 

- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes - vom 31.07.2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBl. I Nr. 5)  

- Landeswassergesetz (LWG) - Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz - in der Fassung vom 
14.07.2015 (GVBl. S. 127), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.04.2022 (GVBl. S. 
118) 

- Landesstraßengesetz für Rheinland-Pfalz (LStrG) in der Fassung vom 01.08.1977 (GVBl. S. 273), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBl. S. 543) 

- Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.01.2022 (GVBl. S. 21) 

- Landesnachbarrechtsgesetz für Rheinland-Pfalz (LNRG) vom 15.06.1970, zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 21.07.2003 (GVBl. S. 209). 
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II. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

In Ergänzung der zeichnerischen Festsetzungen in der Planzeichnung wird 
folgendes textlich festgesetzt: 

1. Planungsrechtliche Festsetzungen  
(§ 9 BauGB) 

 
1.1   Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO)  

1.1.1 Besondere Art der baulichen Nutzung - Baugebiete (§ 1 Abs. 3 BauNVO) 

 (siehe Plandarstellung). 

WA – Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)  

Zulässig sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO: 

- Wohngebäude 

- nicht störende Handwerksbetriebe 

Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO können die gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO in einem 
Allgemeinen Wohngebiet allgemein zulässigen der Versorgung des Gebietes 
dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften, Anlagen für kirchliche, kulturelle, 
soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke nur ausnahmsweise zugelassen 
werden. 

Die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe 

- Anlagen für Verwaltungen, 

- Gartenbaubetriebe, sowie 

- Tankstellen, 

werden gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO i. V. m. § 31 Abs. 1 BauGB nicht Bestandteil des 
Bebauungsplanes und sind somit nicht zulässig.  

1.2 Maß der baulichen Nutzung  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO) 

1.2.1 Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 BauNVO)   
 Die Grundflächenzahl (GRZ) wird wie folgt festgesetzt:  GRZ 0,4 

1.2.2 Geschossflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 2 und § 20 BauNVO) 
 Die Geschossflächenzahl (GFZ) wird wie folgt festgesetzt: GFZ 0,8 

1.2.3 Zahl der Vollgeschosse (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)  
 Die Zahl der Vollgeschosse wird als Höchstgrenze gemäß § 16 Abs. 4 BauNVO auf 

maximal 2 festgesetzt.  

1.2.4 Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 BauNVO)  
Bezugspunkt für die getroffenen Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen gemäß 
§ 18 Abs. 1 BauNVO ist der auf der Plandarstellung gekennzeichnete Bezugspunkt 
(Nagel) an der Appenheimer Straße mit einer relativen Höhe von 10,0 m, auf den sich 
die in der Plandarstellung aufgeführten Höhen beziehen. 
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1.2.4.1 Firsthöhen (FH) als Höchstmaß 

 (siehe Plandarstellung). 

Dies ist (auch bei gegeneinander versetzten Pultdächern) die Oberkante der 
Dachkonstruktion (z. B. die Firstlinie o. ä.). Schornsteine, Antennen und sonstige Signal 
empfangende Anlagen dürfen den höchsten Punkt des Hauptgebäudes um maximal 
1,0 m überschreiten. 

1.2.4.2 Traufhöhen (TH) als Höchstmaß 

 (siehe Plandarstellung). 

Die Traufhöhe ist der senkrechte Abstand zwischen dem unteren Bezugspunkt und 
dem fiktiven oder realen Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut. 
Dies ist  

- bei sonstigen geneigten Dächern (auch bei gegeneinander versetzten 
Pultdächern) die Trauflinie.  

Die Traufhöhenbegrenzung gilt nicht für Dachaufbauten und Zwerchhäuser. 

1.3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO) 

1.3.1 Offene Bauweise (§ 22 Abs. 2 BauNVO) 

Ausgenommen für den nachstehend aufgeführten Fall der abweichenden Bauweise 
wird für alle Teilgebiete des Allgemeinen Wohngebietes grundsätzlich die offene 
Bauweise mit seitlichem Grenzabstand festgesetzt. 

1.3.2 Abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 

Zu der dargestellten Verkehrsfläche muss kein seitlicher Grenzabstand eingehalten 
werden (Grenzbebauung zulässig). 

1.3.3 Zulässige Hausformen (§ 22 Abs. 2 BauNVO) 

Es sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

1.4 Baugrundstücke (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 

1.4.2 Die Mindestgrundstücksgröße für Grundstücke mit Doppelhäusern beträgt 190 m² je 
Doppelhaushälften-Grundstück. 

1.5 Flächen für Nebenanlagen, Flächen für Stellplätze und Garagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB i. V. m. § 12 Abs. 6, § 14 und § 23 Abs. 5 
BauNVO) 

1.5.1 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen, soweit sie nach 
LBauO in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können, sind 
innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche erlaubt, sofern dem 
keine sonstigen Festsetzungen oder nachbarrechtliche Vorgaben entgegenstehen. 
Diese müssen dann aber, soweit es sich um Gebäude handelt, einen Mindestabstand 
von 3,0 m zu privaten Verkehrsflächen einhalten.  

1.5.2 Der Abstand zwischen Garagen-Rand (Einfahrt) und Verkehrsfläche beträgt 
mindestens 3,0 m und höchstens 10,0 m.  
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1.6 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 

BauGB) 

1.6.1 Es sind maximal 2 Wohneinheiten pro Einzelhaus zulässig. 

1.6.2 Es sind maximal 1 Wohneinheiten pro Doppelhaushälfte zulässig. 

1.7 Ausschluss von bestimmten Luft verunreinigenden Stoffen (§ 9 Abs. 1 Nr. 

23a BauGB) 

1.7.1 Im Plangebiet wird der Einsatz fossiler Brennstoffe als auch Holz und Holzprodukte 
zur Wärme- und Warmwasserversorgung zur Vermeidung von Luftverunreinigungen, 
Veränderungen der natürlichen Zusammensetzung der Luft insbesondere durch 
Kohlendioxid, Rauch, Ruß, Staub, Gase, Aerosole, Dämpfe oder Geruchsstoffe 
ausgeschlossen.  
Fossile Brennstoffe sind solche, die sich in Jahrmillionen aus Abbauprodukten von 
toten Pflanzen und Tieren entwickelt haben. Die aus fossilen Energiequellen 
gewonnene Energie wird als fossile Energie bezeichnet. Hierzu gehören Braun- und 
Steinkohle, Torf, Erdgas und Erdöl. 
Holz und Holzprodukte umfassen unbehandeltes und behandeltes Holz, holzartige 
Abfälle, als auch Holzpellets. 
 

1.8 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit, eines 

Erschließungsträgers oder eines beschränkten Personenkreises zu 
belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

1.8.1 Es werden Flächen festgelegt, die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten 
des Grundstücksbesitzers des WA1 belastet sind. 

Dieses Recht umfasst ein 4,6 m breites Leitungsrecht (je 2,3 m ab der Leitungsmitte) 
zugunsten des Grundstücksbesitzers des WA1 und die Befugnis für diesen zur 
Betretung und Befahrung der Fläche zum Zwecke der Zufahrt des Grundstückes 
sowie der Errichtung, des Betriebes, der Unterhaltung, der Änderung und der 
Reparatur der jeglichen Leitungen innerhalb dieser Flächen.  

Dieser Bereich ist freizuhalten von Gebäuden sowie von Bäumen und tiefwurzelnden 
Sträuchern. Die Schächte dieser Anlage sind jederzeit frei zugänglich zu halten. Eine 
Befahrbarkeit muss dauerhaft möglich sein. 

- Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Besitzers des angeschlossenen 
Grundstückes WA1 und der Träger der Ver- und Entsorgung zur Errichtung, zum 
Betrieb, zur Änderung und zur Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitungen 
bzw. –anlagen; Gehrecht zugunsten des Grundstücksbesitzers des WA1.  

- Geh- und Fahrrecht zugunsten von Rettungsfahrzeugen jedweder Art sowie 
des Trägers der Müllbeseitigung;  

- Geh- und Fahrrecht (einschließlich Fahrradnutzung) zugunsten des 
Grundstücksbesitzers des WA1;  

- Geh- und Fahrrecht zugunsten der Eigentümer und Pächter sowie der 
Unterhaltungs- und Nutzungsberechtigten für die sonstigen über diesen Weg 
angebundenen Grundstücke  
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2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Gestaltungssatzung im Rahmen des Bebauungsplanes 
(Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan 
gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz - LBauO) 

Der räumliche Geltungsbereich der Gestaltungssatzung ist identisch mit dem Geltungs-
bereich des vorliegenden Bebauungsplanes. 

2.1 Dächer (§ 88 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 6 LBauO) 

2.1.1 Dachform Hauptgebäude 

 Zulässig sind Satteldächer und Walmdächer und jeweils daraus abgeleitete 
Dachformen (z.B. gegeneinander versetztes Pultdach, Krüppelwalmdach und 
Zeltdach). Bei einem gegeneinander versetzten Pultdach müssen die Firstkanten der 
entgegengesetzt fallenden Dachteile jedoch mindestens 0,80 m und höchstens 1,80 m 
versetzt sein; zudem muss von den entgegengesetzt fallenden Pultdachteilen die 
Fläche der einen mindestens 2/3 der Fläche der anderen betragen). 

 Flachdächer und Pultdächer werden hingegen ausgeschlossen und sind somit 
unzulässig. 

2.1.2 Dachneigung Hauptgebäude 

 Es sind Dachneigungen zwischen 20° und 35° zulässig.  

2.1.3 Dacheindeckung Hauptgebäude 

 Unzulässig sind glasierte Dacheindeckungen, glänzende bzw. reflektierende 
Metalldächer, sowie Eindeckungen mit Wellmaterial. Generell sind Metalldächer nur 
zulässig, sofern das Metall derart vollständig und dauerhaft beschichtet ist, dass 
jegliche Auswaschungen von Metallpartikeln ausgeschlossen sind.    

2.1.4 Dachaufbauten 

Der First von Dachaufbauten, Zwerchhäusern und Dacheinschnitten muss mindestens 
1 m unter dem Hauptfirst der Dachfläche bzw. unter dem höchsten Punkt des Daches 
liegen.  

Die Gesamtbreite von Dachaufbauten, Zwerchhäusern und Dacheinschnitten darf 
höchstens die Hälfte der Trauflänge des Daches auf der jeweils betroffenen 
Gebäudeseite betragen. 

Dachaufbauten, Zwerchhäuser und Dacheinschnitte müssen einen Abstand zur seitlich 
folgenden Wand (Mauerwerks-Außenseite) sowie zum nächsten jeweiligen Element 
(also Dachaufbau, Zwerchhaus oder Dacheinschnitt) von mindestens 1,50 m 
aufweisen. 

2.2 Solare Energiegewinnung auf Dächern  

(§ 88 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 sowie § 62 Abs. 1 Nr. 2e LBauO)  

2.2.1 Unabhängig von den vorstehend getroffenen Festsetzungen zu Dächern ist die 
Installation von Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren auf sämtlichen geeigneten 
Dächern zulässig und erwünscht. Derartige Anlagen dürfen jedoch an keiner Stelle 
mehr als 30 cm über die Dachhaut hinausragen und müssen ebenso geneigt sein wie 
das jeweilige Dach.  
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2.2.2 Von den vorstehend definierten Maßen und Vorgaben können Abweichungen 

zugelassen werden, wenn nachgewiesen wird, dass deren Einhaltung eine 
unverhältnismäßig hohe Einschränkung für den angestrebten Energieertrag zur Folge 
hätte. 

2.3 Gestaltung der nicht überbauten Flächen bebauter Grundstücke 
(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 6 LBauO) 

2.3.1 Die nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke, einschließlich 
unterbauter Freiflächen, sind, soweit sie nicht für eine sonstige zulässige Nutzung (wie 
Zuwegungen und Zufahrten, Stellplätze, Arbeits- oder Lagerflächen oder Spiel- und 
Aufenthaltsflächen) benötigt werden, gärtnerisch als Zier- und / oder Nutzgarten in 
Form von Vegetationsstrukturen ohne Kunststoffmaterialien anzulegen und zu 
unterhalten. 

2.3.2 Schotterflächen sowie lose Stein- / Materialschüttungen (bspw. Schotter, Splitt, Kies, 
Glas), die nicht pflanzlichen Ursprungs sind, sind nicht zulässig. Ausnahmen davon 
sind lediglich zulässig für Steinschüttungen in einer Breite von maximal 50 cm 
unmittelbar an der Gebäudewand, die der raschen Ableitung von Niederschlagswasser 
in den Untergrund dienen („Traufstreifen“).  

2.4 Einfriedungen und Stützmauern 

(§ 88 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 6 LBauO) 

2.4.1 Einfriedungen und Stützmauern von Bereichen, die an öffentliche Straßen- und 
Wegeflächen grenzen, sind in dem gesamten Bereich zwischen der 
Grundstücksgrenze entlang dieser öffentlichen Flächen und zu der zu dieser Grenze 
gewandten Baugrenze  

- massiv bzw. als Bruchsteinmauer bis zu einer Höhe von maximal 1,0 m,  

- als Zäune oder sonstige Elemente bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m und nur 
mit einem offenen (durchschaubaren) Anteil von mindestens 30 %, oder 
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- als Hecken oder sonstige Pflanzungen in 2,0 m Höhe, sofern die Grenzabstände 
nach Landesnachbarrechtsgesetz eingehalten werden, 

zulässig.  

Die für Einfriedungen angegebenen Höhen gelten nicht nur unmittelbar auf der 
Grundstücksgrenze, sondern bis in einem jeweils 2,0 m tiefen Bereich parallel zu der 
Grenze. 

Ausnahmen von den vorstehend vorgegebenen Höchstmaßen gelten für Elemente, 
welche der Abschirmung von Müllgefäßen sowie für Behälter für gasförmige 
oderflüssige Brennstoffe dienen (diese sind in einer Höhe von maximal 1,60 m zulässig 
und dürfen entlang der Erschließungsstraße maximal 3,0 m lang sein). 

2.4.2 Für Stützmauern (Begrenzungen mit der Abstützung des Geländes dienenden 
Anschüttungen bzw. Hinterfüllungen) gelten grundsätzlich (und dies zu sämtlichen 
Nachbargrundstücken hin) auch die für Einfriedungen genannten Höhen-
beschränkungen (s. Ziffer 2.4.1).  

Allerdings können für Stützmauern Ausnahmen von dieser Beschränkung zugelassen 
werden, sofern diese infolge stärkerer Hangneigungen zur Sicherung erforderlich 
werden; in diesem Fall dürfen Stützmauern bis zu einer maximalen Höhe von 1,50 m 
(einschließlich sonstiger Einfriedungselemente) errichtet werden, sofern sie mit 
Natursteinmaterialien gestaltet bzw. verblendet werden.    

2.5 Werbeanlagen (§ 88 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 6 sowie § 52 LBauO) 

2.5.1 Werbeanlagen sind nur am Ort der eigenen Leistung zulässig, jedoch nicht für 
Erzeugnisse fremder Hersteller mit Ausnahme von Erzeugnissen oder 
Dienstleistungen, die vom Grundstückseigentümer bzw. Gewerbetreibenden 
vertrieben oder bearbeitet werden oder in anderer Weise seiner gewerblichen Tätigkeit 
dienen bzw. von Nutzen sind.  

2.5.2 Eine Anbringung von Werbeanlagen auf Dächern, oberhalb der Oberkante des 
Erdgeschosses und auf Hausgiebeln ist unzulässig. 

2.5.3 Beleuchtete bzw. selbst leuchtende Werbeanlagen, wie beispielsweise Werbeanlagen 
mit bewegtem Licht oder Wechselbildern sowie Werbeanlagen nach Art sog. 
´Skybeamer` o.ä., sind unzulässig. 

2.5.4 Die Fläche von Werbeanlagen darf eine Gesamtgröße von 1 m² nicht überschreiten. 

2.6 Gestaltung sonstiger baulicher Anlagen  

(§ 88 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 LBauO) 

2.6.1 Müllbehälter und ähnliche Anlagen 

Abstellplätze für Müllbehälter sowie für Behälter für gasförmige oder flüssige 
Brennstoffe, oder ähnliche Anlagen oder Einrichtungen, die sich in einem Abstand von 
bis zu 8 m zu einer angrenzenden öffentlichen Straßenverkehrsfläche oder zu einem 
öffentlichen Weg befinden, sind durch geeignete Vorkehrungen (z. B. Verkleidungen, 
Einhausungen, Sichtblenden, Hecken- oder Strauchpflanzungen oder mit rankenden, 
klimmenden oder schlingenden Pflanzen zu begrünenden Rankgerüsten o. ä.) wirksam 
und dauerhaft gegen Einblicke aus dem öffentlichen Raum abzuschirmen. 
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III. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN (ohne Festsetzungscharakter) 

1. Nutzung des Niederschlagswassers  

Die Einrichtung von Zisternen mit Pumpen zur Brauchwassernutzung ist zulässig 
(vorbehaltlich der erforderlichen Anzeigen) und erwünscht. 

Zur Reduzierung der Abflussverschärfung und Nutzung von Brauchwasser sollte das 
Dachwasser der Gebäude in doppelstufigen Regenwasserzisternen gesammelt 
werden. Das Prinzip beruht auf einer Grundspeicherung des Regenwassers zur 
Nutzung (VN) sowie eines flexiblen Speichers zur Retention (Pufferung) zusätzlicher 
Niederschlagswässer (VR) bei gleichzeitiger gedrosselter Ableitung. Das erforderliche 
Gesamtvolumen ergibt sich durch einfache Addition der beiden Volumina:  

Verf. = VN+VR.  

Bei der Nutzung von Brauchwasser ist darauf zu achten, dass das Leitungssystem 
entsprechend der Technischen Regeln (hier insbesondere die DIN 1988 - Technische 
Regeln für Trinkwasserinstallation - sowie die DIN 1986 und die DIN 2001) ausgeführt 
wird und die strikte Trennung von Trink- und Brauchwasserleitung erfolgt. Es dürfen 
keine Verbindungen zum Trinkwassernetz hergestellt werden; zudem sind sämtliche 
Leitungen im Gebäude mit der Aufschrift oder einem Hinweisschild ´Kein Trinkwasser` 
zu kennzeichnen.  

Die Planung der Brauchwasseranlage innerhalb des Gebäudes ist vor Erstellung und 
der Inbetriebnahme dem Abwasserzweckverband „Untere Selz“ in Ingelheim am Rhein 
anzuzeigen. Außerdem ist der Wasserversorgungsträger darüber zu informieren. 
Schließlich ist die Inbetriebnahme einer Regenwassernutzungsanlage nach § 13 
Abs. 4 TrinkwV 2001 der zuständigen Behörde anzuzeigen. 

2. Bewirtschaftung des Niederschlagswassers 

Das Versickern von anfallendem Oberflächenwasser ist nur breitflächig (über flache 
Mulden bis maximal 30 cm Tiefe) ohne gesonderte wasserrechtliche Erlaubnis 
zulässig. Für die gezielte Versickerung (Mulden mit angeschlossener, undurchlässiger 
Fläche im Verhältnis zur Muldenfläche > 5:1 bzw. einer Muldentiefe größer als 30 cm, 
zentrale Becken, Rigolen, Schächte etc.) sowie für die Einleitung in ein Fließgewässer 
ist hingegen eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltung Mainz-Bingen 
erforderlich. Es ist ein Abstand von mindestens 1 Meter zwischen der Sohle der 
Versickerungsanlage und dem mittleren höchsten Grundwasserstand einzuhalten. 

3. Schutz vor Außengebietswasser 

Grundsätzlich ist, gemäß den Vorgaben des § 5 Abs. 2 WHG, jeder 
Grundstückseigentümer eigenverantwortlich „im Rahmen des ihm Möglichen und 
Zumutbaren verpflichtet, geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen 
Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung 
von Grundstücken den möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, Umwelt oder 
Sachwerte durch Hochwasser anzupassen.“ Dies betrifft auch Maßnahmen vor 
Überflutungen aus eindringendem Außengebietswasser (nicht jedoch aus 
Abwasseranlagen) auf sein Grundstück.  

4. Baugrunduntersuchungen und zu beachtende Vorschriften zum Baugrund etc. 

Aufgrund der Lage innerhalb eines nachgewiesenene Hangrutschungsgebiets wird den 
Grundstückseigentümern dringend empfohlen eine Baugrunduntersuchung vor der 
Gebäudeplanung durchführen zu lassen. 
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Falls eine Baumaßnahme eine Baugrunduntersuchung erfordert, sind Untersuchungen 
zur Erkundung von Schicht- und Grundwasserverhältnissen durchzuführen. 
Grundsätzlich sollten die Anforderungen an den Baugrund der DIN 1054 (Baugrund – 
Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau), DIN 4020 (Geotechnische 
Untersuchungen für bautechnische Zwecke) und DIN 4124 (Baugruben und Gräben - 
Böschungen, Verbau, Arbeitsraumbreiten) sowie die Vorgaben zur Geotechnik der DIN 
EN 1997-1 und -2 (Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik - Teil 1: 
Allgemeine Regeln und Teil 2: Erkundung und Untersuchung des Baugrunds) beachtet 
werden. 

Im Rahmen der Offenlage gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurde seitens des Landesamtes 
für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz folgende Stellungnahme abgegeben: 

  „Bergbau / Altbergbau:  

Die Prüfung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass der ausgewiesene 
Bebauungsplan "Westlich Appenheimer Straße" im Bereich des auf Braunkohle 
verliehenen, bereits erloschenen Bergwerksfeldes "Ludwigsgrube" liegt. Aktuelle 
Kenntnisse über die letzte Eigentümerin liegen hier nicht vor. Zudem befindet sich das 
in Rede stehende Gebiet innerhalb der Aufsuchungserlaubnis "Ingelheim" für 
Erdwärme. Inhaberin der Berechtigung ist die Firma EVI 
Energieversorgungsgesellschaft Ingelheim mbH, Rheinstraße 194 b in 55218 
Ingelheim am Rhein. Aus den vorhandenen Unterlagen zu dem Bergwerksfeld 
"Ludwigsgrube" geht hervor, dass im Planungsbereich kein Altbergbau dokumentiert 
ist und kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht erfolgt. Bitte beachten Sie, dass 
unsere Unterlagen keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben, da grundsätzlich die 
Möglichkeit besteht, dass nicht dokumentierter historischer Bergbau stattgefunden 
haben kann, Unterlagen im Laufe der Zeit nicht überliefert wurden bzw. durch Brände 
oder Kriege verloren gingen. Sollten Sie bei dem geplanten Bauvorhaben auf Indizien 
für Bergbau stoßen, empfehlen wir Ihnen spätestens dann die Einbeziehung eines 
Baugrundberaters bzw. Geotechnikers zu einer objektbezogenen 
Baugrunduntersuchung. Da wir über die genaueren Planungen und Vorhaben keine 
Kenntnisse besitzen, empfehlen wir Ihnen, sich mit der vorgenannten Inhaberin in 
Verbindung zu setzen. 

Boden und Baugrund  

– allgemein:  

Der Baugrund im Planungsgebiet kann sich unter Umständen rutschungsanfällig 
verhalten. Im Umfeld der Planungsflächen sind bereits verschiedentlich Rutschungen 
aufgetreten. Für alle Vorhaben, die mit einem Eingriff in den Baugrund verbunden sind, 
werden projektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. Bei Planungen in 
hängigem Gelände ist das Thema Hangstabilität in die Baugrunduntersuchungen 
einzubeziehen. Von der Planung von Versickerungsanlagen wird abgeraten. Die 
Hinweise auf die einschlägigen Bodenschutz- und Baugrund-Normen in den Textlichen 
Festsetzungen unter III.4 und III.5 werden fachlich bestätigt.  

- mineralische Rohstoffe:  

Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus rohstoffgeologischer Sicht keine 
Einwände. 

  Geologiedatengesetz (GeolDG)  

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. geologischen 
Untersuchung spätestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt für 
Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die 
spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das Online-Portal 
Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz unter 
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https://geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung. Das LGB bittet um die Aufnahme einer 
Nebenbestimmung in Ihrem Bescheid, damit die Übermittlungspflicht dem Antragsteller 
bzw. seinen Beauftragten (z. B. Ingenieurbüro, Bohrfirma) obliegt. Weitere 
Informationen zum Geologiedatengesetz finden Sie auf den LGB Internetseiten sowie 
im Fragenkatalog unter https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/faq-
geoldg.html“ 

5. Schutz und Wiederverwertung von Oberboden 

Bei Erdarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ und 
DIN 18915 „Vegetationsarbeiten im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ zu beachten.  

Im Rahmen der Baumaßnahmen anfallender Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB in 
nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 
Der Oberboden ist daher zu Beginn aller Erdarbeiten entsprechend DIN 18915, Blatt 
3, abzuschieben und zu lagern. Es sollte geprüft werden, ob Erdaushub aus 
anfallenden Bauarbeiten zur grünordnerischen Gestaltung (z.B. Modellierungen) 
verwendet werden kann oder ob sonstige, möglichst ortsnahe 
Verwendungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. 

6. Denkmalschutzrechtliche Vorgaben 

Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmal-
schutzgesetzes (DSchG) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende archäologi-
sche Fund im Sinne des § 16 DSchG gegen Verlust zu sichern, die Fundstelle soweit 
als möglich unverändert zu lassen und der Fund gemäß § 17 DSchG unverzüglich 
(direkt oder über die Denkmalschutzbehörde oder die Verbandsgemeinde- oder die 
Ortsgemeindeverwaltung) der Denkmalfachbehörde zu melden. Das Erhaltungsgebot 
des § 18 DSchG ist dabei zu beachten. 

Die vorstehenden Hinweise entbinden den Bauträger / Bauherren nicht von der 
Meldepflicht und Haftung gegenüber der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-
Pfalz – Direktion Landesarchäologie (Mainz). 

Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäo-
logie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit entsprechende Rettungs-
grabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen 
der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchgeführt werden können. 
Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwen-
digen Grabungen sind von Seiten des Bauträgers bzw. des Bauherrn finanzielle 
Beiträge für die Maßnahmen erforderlich: So kann gemäß § 21 Abs. 3 DSchG ein 
Träger öffentlicher oder privater Bau- oder Erschließungsvorhaben „als Veranlasser im 
Rahmen des Zumutbaren zur Erstattung der Kosten erdgeschichtlicher oder 
archäologischer Nachforschungen und Ausgrabungen einschließlich der Dokumen-
tation der Befunde verpflichtet werden“.  

Im Rahmen der Offenlage gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurde seitens der 
Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz (Landesarchäologie) um die 
Aufnahme folgender Punkte gebeten: 

„1. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des 
Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.3.1978 (GVBl.,1978, S.159 ff), zuletzt 
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBl. S. 543) hinzuweisen. 
Danach ist jeder zutage kommende, archäologische Fund unverzüglich zu melden, die 
Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig 
gegen Verlust zu sichern.  
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2. Absatz 1 entbindet Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abtei-lungen der 
Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE.  

3. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion 
Landesarchäologie ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere 
Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den 
Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durchführen 
können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. 
notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge 
für die Maßnahmen erforderlich.“ 

7. Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen 

Auf Leitungstrassen von Ver- und Entsorgungsanlagen sollten keine Baumpflanzungen 
vorgenommen werden; die diesbezüglichen Vorgaben des Arbeitsblattes DVGW 
Richtlinie GW 125 sowie des "Merkblatts über Baumstandorte und unterirdische Ver- 
und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen sind zu beachten. 

Im Rahmen der Offenlage gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurde seitens der EWR Netz 
GmbH um die Aufnahme folgender Punkte gebeten: 

„Im Geltungsbereich Ihrer Maßnahme sind keine Versorgungsleitungen der EWR Netz 
GmbH vorhanden. Bei Kreuzungen oder Näherungen zu Anlagen der EWR Netz GmbH 
ist entsprechende Rücksicht zu nehmen. Die genaue Lage der Leitungen ist durch 
Handschachtung festzustellen. Die nachstehenden oder in den Plänen angegebenen 
Schutzstreifen oder Mindestabstände sind zu beachten. Die Schutzstreifen sind von 
jeglicher Bebauung und Bepflanzung mit Bäumen oder tiefwurzelnden Sträuchern 
freizuhalten. Vorstehende Tätigkeiten innerhalb der Schutzstreifen sind der EWR Netz 
GmbH anzuzeigen und Schutzmaßnahmen mit der EWR Netz GmbH abzustimmen. 
Zur Vermeidung gegenseitiger Beeinflussung dürfen die nachstehen-den 
Mindestabstände bei der Verlegung von Leitungen ohne Sondermaßnahmen nicht 
unterschritten werden. Die Sondermaßnahmen sind mit der EWR Netz GmbH 
abzustimmen. Darüber hinaus dürfen keine Einwirkungen vorgenommen werden, die 
den Bestand, den Betrieb oder die Unterhaltung der Leitungen beeinträchtigen oder 
gefährden. Wir verweisen auch auf behördliche Festlegungen, die einschlägigen 
Vorschriften und anerkannten Regeln der Technik. Für Schäden, die auf eine 
Missachtung der vorstehenden Vorgaben beruhen, haftet der Verursacher.“ 

8.  Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder 
Verdachtsflächen 

Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder 
Verdachtsflächen sind für das Gebiet des Geltungsbereiches nicht bekannt. Nach § 5 
Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) sind der Grundstückseigentümer und 
der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das Grundstück (Mieter, Pächter) 
verpflichtet, ihnen bekannte Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädlichen 
Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der zuständigen Behörde (Regionalstelle 
der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd) mitzuteilen. 

Im Rahmen der Offenlage gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurde seitens der SGD Süd um 
die Aufnahme folgender Punkte gebeten: 

„Der Planungsbereich (Gemarkung Gau-Algesheim, Flur 11, Flurstücke 22/5, 20/2, 
22/2 und 26/1) ist im BODENINFORMATIONSSYSTEM RHEINLAND-PFALZ (BIS 
RP), BODENSCHUTZKATASTER (BOKAT) nicht als bodenschutzrechtlich relevante 
Fläche erfasst. Es wird darauf hingewiesen, dass sich im Bereich dieser Flurstücke 
dennoch hier bislang nicht bekannte und daher nicht erfasste 
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Bodenbelastungen/schädliche Bodenveränderungen, Altstandorte/Verdachtsflächen 
und/oder Altablagerungen befinden können und das Kataster somit Lücken aufweisen 
kann. Generell wird hiermit auf die Anzeigepflicht gem. § 5 Abs. 1 
Landesbodenschutzgesetz vom 25.7.2005 hingewiesen. Demnach sind der 
Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das 
Grundstück (Mieter, Pächter) verpflichtet, ihnen bekannte Anhalts-punkte für das 
Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der 
zuständigen Behörde (SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, 
Bodenschutz Mainz) mitzuteilen.“  

9. DIN-Normen 

DIN-Normen, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind beim Deutschen Patent- 
und Markenamt in München archiviert. Ein Bezug der DIN-Vorschriften ist über die 
Beuth Verlag GmbH (unter der Adresse Am DIN-Platz Saatwinkler Damm 42/43, 13627 
Berlin bzw. http://www.beuth.de) möglich. 

10. Kampfmittel 

Derzeit sind keine Anhaltspunkte bekannt, die das Vorhandensein von Kampfmitteln 
im Plangebiet vermuten lassen. Das Vorhandensein von Kampfmitteln im Plangebiet 
kann jedoch nicht ausgeschlossen werden. Eine Kampfmittel-Sondierung des 
Geländes hat bislang nicht stattgefunden. Diese ist ggf. in Eigenverantwortung des 
Grundstückseigners / Vorhabenträgers zu veranlassen. Jedwede Erdarbeiten sind in 
entsprechender Achtsamkeit durchzuführen. 

Sollte ein Verdacht auf das Vorhandensein von Kampfmitteln bestehen, so sind aus 
Sicherheitserwägungen weitere Erdarbeiten sofort zu unterlassen. Zunächst muss 
dann eine Freimessung des Geländes erfolgen. Ist diese unter vertretbarem Aufwand 
nicht möglich, so muss bei allen bodeneingreifenden Maßnahmen eine baubegleitende 
Aushubüberwachung / Kampfmittelsondierung durchgeführt werden. Sollten 
Kampfmittel gefunden werden, so sind aus Sicherheitsgründen die Erdarbeiten sofort 
einzustellen und umgehend das Ordnungsamt der Verbandsgemeinde Gau-
Algesheim, die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelräumdienst 
Rheinland-Pfalz zu benachrichtigen. 

11. Löschwasserversorgung 

Der Nachweis über eine ausreichende, jederzeit zur Verfügung stehende 
Löschwassermenge ist durch den Vorhabenträger zu erbringen. Als ausreichende 
Menge zur Löschwasserversorgung wird eine Wassermenge von mindestens 48 m³ 
pro Stunde bzw. 1.600 l / min. bei einem Mindestdruck von 1,5 bar über einen Zeitraum 
von zwei Stunden angesehen.  Zur Sicherstellung dieser Löschwassermengen können 
nachfolgende Einrichtungen genutzt werden: 

- an das öffentliche Wassernetz angeschlossene Hydranten (Unterflurhydranten 
nach DIN 3221 bzw. Überflurhydranten nach DIN 3222), 

- Löschwasserteiche nach DIN 142210 

- Löschwasserbrunnen nach DIN 14220 oder  

- sonstige offene Gewässer mit Löschwasser-Entnahmestellen nach DIN 14210. 

Die Hälfte der v. g. Menge kann aus Löschwasserteichen, -brunnen, -behältern oder 
offenen Gewässer entnommen werden, sofern diese in einem Umkreis von 300 m von 
den jeweiligen Objekten liegen. Die Hydranten für die Entnahme von Löschwasser sind 
so anzuordnen, dass sie nicht zugestellt werden können und jederzeit für die 
Feuerwehr zugänglich sind. Überflurhydranten sind entsprechend den Vorgaben der 
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DIN 3222 farblich zu kennzeichnen. Beim Einbau von Unterflurhydranten sind diese 
durch Hinweisschilder gemäß DIN 4066 gut sichtbar zu kennzeichnen.  

Zur vorbeugenden Gefahrenabwehr wird um die Beachtung folgender Blätter des 
DVGW-Regelwerks (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V., Frankfurt / 
Main) gebeten: Technische Mitteilung Merkblatt W 331 vom November 2006 (Auswahl, 
Einbau und Betrieb von Hydranten); Technische Regel Arbeitsblatt W 400-1 vom 
Oktober 2004 (Wasserleitungsanlagen), sowie Technische Regel Arbeitsblatt W 405 
vom Februar 2008 (Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche 
Trinkwasserversorgung). 

Auf den geplanten Leitungstrassen dürfen keine Baumpflanzungen vorgenommen 
werden. Baumwurzeln bergen in der Regel mittel- bis langfristig ein Gefahrenpotenzial 
für die Versorgungsleitungen [vgl. auch Arbeits-blatt DVGWGW 125 (M) - "Bäume, 
unterirdische Leitungen und Kanäle", Februar 2013]. 

12. Berücksichtigung der Erfordernisse von Brandbekämpfungs- und 
Rettungsfahrzeugen 

Es sind ausreichend große Zufahrten, Wendemöglichkeiten und Bewegungsflächen für 
den Einsatz öffentlicher Brandbekämpfungs- und Rettungsgeräte vorzusehen. Bei der 
Bemessung dieser Flächen ist die Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr 
der Fachkommission Bauaufsicht der ARGEBAU vom Februar 2007 (zuletzt geändert 
durch Beschluss der Fachkommission Bauaufsicht vom Oktober 2009) anzuwenden. 
Grundsätzlich sind die Vorgaben des § 7 LBauO zur Anlage von Zugängen und 
Zufahrten für Rettungsfahrzeuge zu beachten.  

13. Nutzung von Erdwärme 

Für die Nutzung von Erdwärme ist grundsätzlich ein wasserrechtliches 
Erlaubnisverfahren erforderlich. Ein entsprechender Antrag ist rechtzeitig bei der 
Unteren Wasserbehörde bei der Kreisverwaltung Mainz-Bingen einzureichen. 

14.  Zeitfenster für Rodungen und Rückschnitte von Gehölzen  

Nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) dürfen im Zeitraum 
vom 01. März bis 30. September eines jeden Jahres keine größeren Eingriffe in 
Gehölzbestände (Verbot, Bäume, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche zu roden, 
abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen) erfolgen. Zwar gilt genaugenommen 
aufgrund des § 39 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2c BNatSchG dieses Verbot für zulässige Eingriffe 
nicht (Bauen bzw. hierzu zwingend vorher nötiger Gehölzeingriff gilt nach Rechtskraft 
eines Bebauungsplanes als zulässig) jedoch sind dennoch die 
Artenschutzbestimmungen der §§ 37, 39 und 44 BNatSchG zwingend zu beachten. 
Heimische Tierarten, wie beispielsweise Vögel bzw. Fledermäuse, dürfen nicht 
beeinträchtigt werden, noch dürfen deren Fortpflanzungs- und Ruhestätten zerstört 
werden. Vor einem Gehölzeingriff außerhalb des oben genannten Zeitraums ist durch 
eine Begutachtung durch eine fachlich qualifizierte Person (z. B. Biologe o. ä.) der 
Tötungstatbestand auf jeden Fall auszuschließen. 

15. Gebietsheimisches Pflanz- und Saatgut 

Gemäß § 40 Absatz 1 BNatSchG bedarf das Ausbringen von gebietsfremden Pflanzen 
(d. h. deren Art in dem betreffenden Gebiet in freier Natur nicht oder seit mehr als 100 
Jahren nicht mehr vorkommt) in der freien Natur seit dem 01.03.2020 der 
Genehmigung der zuständigen Behörde. Dies gilt nicht für künstlich vermehrte 
Pflanzen, wenn sie ihren genetischen Ursprung in dem betreffenden Gebiet haben. 
Eine Genehmigung kann nicht erteilt werden, wenn eine Gefährdung von 
Ökosystemen, Biotopen oder Arten der Mitgliedstaaten der EU nicht auszuschließen 
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ist. Durch diese Regelung sollen einer weiteren Florenverfälschung effektiv entge-
gengewirkt sowie Produktion und Verwendung gebietseigener Gehölze und Saaten 
gefördert werden. 

16. Beachtung von Grenzabständen bei Einfriedungen und Pflanzungen 

Bei Einfriedungen und Pflanzungen sind die erforderlichen Grenzabstände nach dem 
Landesnachbarrechtsgesetz von Rheinland-Pfalz zu beachten. So müssen bspw. 
gemäß § 42 dieses Gesetzes Einfriedungen von der Grenze eines Wirtschaftsweges 
0,5 m zurückbleiben. 

17.  Umweltfreundliche Beleuchtung 

Im Plangebiet sollten – aufgrund ihrer höheren Umweltverträglichkeit (gegenüber der 
nachtaktiven Fauna allgemein, v. a. gegenüber Insekten) bei gleichzeitigen 
ökonomischen Vorteilen (lange Lebensdauer und hohe Lichtausbeute) – für 
Mastleuchten nur (möglichst warmweiß bis neutralweiß getönte) LED-Lampen (mit 
möglichst geringem Blauanteil im Spektrum zwischen 2.000 bis 3.000 Kelvin 
Farbtemperatur) verwendet werden. Es ist eine Beschränkung der Anzahl und der 
Ausrichtung der Lampen und Leuchten (nur von oben nach unten, keine Kugelleuchten 
o.ä.) sowie der Beleuchtungsdauer und der Lichtstärke auf das gestalterisch und 
funktional Notwendige anzustreben. Unnötige Abstrahlungen in den Himmel oder in 
nicht notwendig auszuleuchtende Bereiche sind (bspw. durch abgeschirmte Leuchten 
mit geschlossenem Gehäuse und durch zielgerichtete Projektionen) zu vermeiden. Es 
ist für den Betrieb auch zu prüfen, ob und welche Möglichkeiten der 
Leistungsreduzierungen der Beleuchtung ausgeschöpft werden können (z. B. 
Ausschaltung der Lampen oder zumindest jeder x-ten Lampe ab einer bestimmten 
Uhrzeit). Alternative ist auch der Einsatz von Bewegungsmeldern zur Ansteuerung der 
Lichtquellen sinnvoll. 

18.  Geothermie 

 Das Plangebiet befindet sich im Grenzbereich eines nachgewiesenen 
Hangrutschungsgebietes. Es wird darauf hingewiesen, dass die Errichtung von 
Erdwärmesondenanlagen in Hangrutschungsgebieten grundsätzlich nicht empfohlen 
wird. Beispielsweise können überdurchschnittliche starke oder langanhaltende 
Niederschläge einen großen Einfluss auf die Aktivierung bzw. Reaktivierung alter 
Gleitschollen haben. Erdwärmesonden können durch Rutschungen beschädigt werden 
oder abscheren. Im Fall von Kriechbewegungen des Hanges kann es langfristig zu 
Beeinträchtigungen der Funktionalität von Erdwärmesonden und möglichen 
Folgeauswirkungen kommen. 

 Sollte der Einsatz regenerativer Energien vorgesehen werden, hier die Nutzung von 
Erdwärme (Geothermie), entgegen der Empfehlung, wird darauf hingewiesen, dass 
hierfür ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren 
Wasserbehörde durchgeführt werden muss. Dabei muss insbesondere die Lage im 
Grenzbereich zu einem nachgewiesenen Hangrutschgebiet (s. Hangstabilitätskarte 
des LGB) entsprechend berücksichtigt werden. 

19.  Fassadenbegrünung 

Alle Fassaden / Außenwände, die auf mindestens 5 m Länge keine Fenster-, Tor- oder 
Türöffnungen aufweisen, können durch die Pflanzung von geeigneten Kletter- und 
Rankpflanzen begrünt werden, wobei die zu ihrem artgerechten Wachstum ggf. 
erforderlichen Kletter- bzw. Rankhilfen zu errichten sind.  
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Dazu wären am Fuße der Wandabschnitte entsprechende Wurzelraum-Flächen in 
einer Tiefe von mindestens 60 cm und einer Grundfläche von mindestens 3 m² 
herzustellen und mit geeigneten Substraten zu füllen.  

20.  Dachbegrünung 

Dächer mit einer Neigung unter 12° (Altgrad) und mit einer Mindestgröße von 20 m² 
sollten möglichst begrünt werden. Dies dient insbesondere der Verringerung des 
Oberflächenwasserabflusses (durch Verzögerung der Ableitung des Regenwassers 
und - durch die Verdunstung bzw. die Aufnahme durch die Pflanzen - Minderung der 
Abflussmenge), der lokalklimatischen Anreicherung sowie der Minderung der 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes durch die Baukörper. 

21.  Elektrizität 

Die Baugrundstücke werden bei der Erschließung des Baugebietes, mit ca. 1,5 m 
langen Anschlussleitungen an das öffentliche Stromversorgungsnetz angeschlossen, 
die später bis zu den Neubauten verlängert werden.  

Die Kabel stehen unter elektrischer Spannung.  

Die auf dem Grundstück befindlichen Stromversorgungsleitungen sind unentgeltlich zu 
dulden. Überprüfungen und Arbeiten an Leitungen werden dem Netzbetreiber oder von 
ihm beauftragten Unternehmen jederzeit gestattet.  

Mit Bauarbeiten in Kabelnähe darf erst nach Abstimmung mit dem Netzbetreiber 
begonnen werden (planauskunft-rnh@westnetz.de). 

22. Freiflächengestaltungsplan            

Zu jedem Bauantrag ist ein Freiflächengestaltungsplan zu erstellen. 

23.  Bepflanzung der Baugrundstücke 

Es wird empfohlen zur inneren Durchgrünung des Baugebiets auf jedem 
Baugrundstück je einem Baum II. Ordnung zu pflannzen. 

24.  Bauzeitliche Grundwasserhaltung/Hohe Grundwasserstände 

Sofern während der Bauphase hohe Grundwasserstände auftreten bzw. durch starke 
Niederschläge ein Aufstau auf den grundwasserstauenden Schichten hervorgerufen 
wird, kann eine Grundwasserhaltung erforderlich werden. Hierfür ist eine 
wasserrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Unteren Wasserbehörde einzuholen. 
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